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S T E U E R

Am 11. Dezember 2018 wurde das soge­
nannte Jahressteuergesetz 2018 erlassen, 
welches den sperrigen Namen „Gesetz zur 
Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim 
Handel mit Waren im Internet und zur Än­
derung weiterer steuerlicher Vorschriften“ 
trägt. Dieses beinhaltet an verschiedenen  
Stellen neue Steuerbefreiungen bzw. Steuer­
reduzierungen auch im Bereich der einkom­
mensteuerlichen Regelungen.
So soll unter anderem der Umstieg auf die 
Elektromobilität − wie es bereits der Koa- 
litionsvertrag vorsieht – gefördert werden,  
was insbesondere durch die Absenkung der 
1 %-Regelung auf eine 0,5 %-Regelung bei 
der Dienstwagenbesteuerung für Elektro- 
und Hybridelektrofahrzeuge erreicht werden 
soll. 
Zur Stärkung des Umweltschutzes wurden 
weitere Regelungen geschaffen, die eben­
falls zu Steuervergünstigen führen. Durch 
Einführung des sogenannten Jobtickets soll 
erreicht werden, dass der öffentliche Nah­
verkehr gestärkt wird und eine erhöhte Nut-
zung dieser Verkehrsmittel die Belastung 
durch den Individualverkehr verringert wird. 
Hierzu gehört auch die Regelung zur steuer­
freien Überlassung von betrieblichen Fahr­
rädern, welche ebenfalls als ein weiterer  
Baustein zur Förderung der Elektromobilität 
und der umweltverträglichen Mobilität zu  
verstehen ist.
Bei der sogenannten 1 %-Regelung als  
pauschale Versteuerung des privaten Nut­
zungsanteils für ein betriebliches oder  
vom Arbeitgeber überlassenes Fahrzeug galt  
für Elektro-, Hybridelektro- bzw. Brennstoff­
zellenfahrzeugen bisher, dass vom maß-
geblichen inländischen Listenpreis ein pau­
schaler Abzug (kWh-Wert) vorgenommen 
werden konnte, sofern der Listenpreis Kos- 
ten für ein Batteriesystem enthält. Der für  
die Kürzung maßgebliche kWh-Wert ergibt 
sich aus der Zulassungsbescheinigung. 
Diese Regelung ist vom 1. Januar 2013 bis 
31. Dezmber 2022 anzuwenden. Dadurch 
verringerte sich die Bemessungsgrundlage 
für die 1 %-Berechnung (und auch die  
Berechnung der Wegstrecke zwischen der  
Wohnung und der ersten Tätigkeitsstätte,  

der sogenannten 0,03 %-Berechnung). Das 
zuvor genannte Jahressteuergesetz 2018 
sieht hier nun eine Änderung bei der För­
derung der Elektromobilität vor. Statt der  
Herausrechnung bestimmter Kosten für das  
Batteriesystem aus der Bemessungsgrund­
lage wird nunmehr die 1%-Regelung hal- 
biert, also statt ein Prozent nur 0,5 Pro- 
zent vom Listenpreis angesetzt.
Wird für ein solches Fahrzeug ein Fahr­
tenbuch geführt, so müssen für die Ermitt-
lung der Gesamtkosten die Anschaffungs­
kosten nur zur Hälfte angesetzt werden. Bei 
Miet- oder Leasingfahrzeugen werden nur  
die Hälfte der Miet- bzw. Leasingkosten in  
die Berechnung einbezogen.
Diese Neuregelung gilt für Anschaffungen 
nach dem 31. Dezember 2018 und vor  
dem 1. Januar 2022, sodass die vorhe- 
rige Regelung des pauschalen Abzuges  
auf Basis des kWh-Wertes wieder im Jahr 
2022 zur Anwendung kommt; es sei denn,  
es wird bis dahin eine andere gesetzliche  
Regelung getroffen.
Für die Besteuerung der Fahrten zwischen 
der Wohnung und der ersten Tätigkeits- 
stätte wird der bisherige Ansatz von 0,03  
auf 0,015 Prozent halbiert. Wird die Fahr­
tenbuchmethode angewandt, werden für  
die Berechnung die Anschaffungskosten  
halbiert. Gleiches gilt für die Miet- oder  
Leasingkosten.
Als weitere Förderung wurde vom Gesetz­
geber die Überlassung eines betrieblichen 
Fahrrads an den Arbeitnehmer steuerfrei  
gestellt. Die Steuerbefreiung ist auf drei  
Jahre befristet. Die Neuregelung gilt ab  
dem 1. Januar 2019. Voraussetzung für  
die steuerlichen Vergünstigungen ist die 
Überlassung eines betrieblichen Fahrrads 
(Anschaffung durch den Arbeitgeber), das 
Fahrrad darf Kraftfahrzeug sein (Begren- 
zung bei Elektrofahrrädern auf 25 km/h)  
und der Vorteil muss zum ohnehin ge- 
schuldeten Arbeitslohn gewährt werden.
Soweit für das Elektrofahrrad im Betrieb des 
Arbeitgebers Ladestrom zur Verfügung ge­
stellt wird oder der Arbeitgeber eine Lade­
vorrichtung zur Verfügung stellt, ist dieser 
Vorteil schon nach bisheriger Rechtslage 

steuerfrei. Die Überlassung des betrieb- 
lichen Fahrrads wird nicht auf die Ent- 
fernungspauschale angerechnet. Das heißt,  
der Arbeitnehmer kann, trotz Nutzung des  
betrieblichen Fahrrades für den Weg zur  
Arbeit, hierfür auch die Entfernungspau­
schale geltend machen.
Neben der Förderung der Elektromobilität 
wurden Zuschüsse des Arbeitgebers für  
Fahrten mit öffentlichen Verkehrsmitteln zwi­
schen Wohnung und der ersten Tätigkeits-
stätte steuerfrei gestellt. Auch hier gilt, dass  
es sich um einen Zuschuss des Arbeit- 
gebers (Zahlung eines Geldbetrags an den  
Arbeitnehmer) handeln muss und dieser  
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Ar­
beitslohn gewährt wird. Wahrscheinlich ist, 
dass durch diese Regelung auch gering- 
fügig entlohnte Beschäftigungsverhältnisse 
und Fremdgeschäftsführer ebenso wie Ge­
sellschaftergeschäftsführer gefördert wer­
den. Das geht allerdings aus dem Wortlaut  
des Gesetzes nicht detailliert hervor.
Inwieweit Zuschüsse des Arbeitgebers für 
eine BahnCard 25, 50 oder 100 ebenso von 
der Steuerbefreiung umfasst werden, ist nicht 
eindeutig. Grundsätzlich gilt, dass Aufwen­
dungen für eine BahnCard nicht allein Fahr- 
ten zwischen Wohnung und erster Tätigkeits­
stätte betreffen, sondern damit dann auch 
Privatfahrten unternommern werden können. 
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